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Strategiefragen der Friedensbewegung  
 
ak: Die von der UN an die Bundesregierung gegebene Afghanistan-
Konferenz auf dem Petersberg war ein großer Erfolg fü r die deut-
sche Außenpolitik. US-Außenminster Colin Powell hielt es nach ihrem 
Abschluss sogar fü r mö glich, dass Deutschland den UN-Afghanistan 
Einsatz anfü hren kö nnte. Verlä uft die Etablierung Deutschlands zu 
einer vertitablen Militä rmacht momentan eher ü ber die UN als ü ber 
die EU und die NATO? 
 
TP: Die zentrale Frage ist nicht, ü ber welche internationale zwi-
schenstaatliche Organisation (NATO, EU, UNO etc.) der Aufstieg 
Deutschlands zur neuen militä rischen Mittelmacht, zur neuen Welt-
macht erfolgt. Die Bundesregierung nutzt alle Mö glichkeiten zur 
Etablierung deutscher Einflußnahme, es werden alle Register gezo-
gen, die mö glich sind. Gerhard Schrö der sprach am 11.10. im Bun-
destag: "Diese Etappe deutscher Nachkriegspolitik ... ist unwieder-
bringlich vorbei". "Ein weiter entwickeltes Selbstverstä ndnis deut-
scher Außenpolitik" heißt "auch militä risch fü r Sicherheit zu sorgen." 
Joschka Fischer am gleichen Tag: "Anders als zu Zeiten des Kalten 
Krieges bedeutet Friedenspolitik in der einen Welt im 21. Jahrhun-
dert internationale Ordnungspolitik." "Das Militä rische steht jetzt 
sehr stark im Vordergrund." Und abschließend Rudolf Scharping am 
gleichen Tag: "Wir sind nicht im Krieg." "Wir wissen doch alle, dass 
zum Beispiel die weltwirtschaftliche Stabilitä t und die weltwirtschaftli-
che Sicherheit von dieser Region sehr stark beeinflusst werden 
kö nnen, von jener Region, in der 70 Prozent der Erdö lreserven des 
Globus und 40 Prozent der Erdgasreserven des Globus liegen." Die 
Bundesregierung redet derzeit Klartext. Die Bedeutung der Kriegs-
ermä chtigung vom 16.11. ist vielen noch nicht klar: Darin heißt es: 
""Die Beteiligung mit deutschen Streitkrä ften an der Operation 
ENDURING FREEDOM ist zunä chst auf zwö lf Monate begrenzt." und 
weiter: "Einsatzgebiet ist das Gebiet gemä ß Art. 6 des Nordatlantik-
vertrags, die arabische Halbinsel, Mittel- und Zentralasien und Nord-
Ost-Afrika sowie die angrenzenden Seegebiete. Deutsche Krä fte 
werden sich an etwaigen Einsä tzen gegen den internationalen 
Terrorismus in anderen Staaten als Afghanistan nur mit Zustimmung 
der jeweiligen Regierung beteiligen." Die Bundeswehr kann also auf 
einem Drittel des Globus fü r mindestens ein Jahr mit allen Optionen 
von der "humanitä ren Hilfe" bis hin zum Kampfeinsatz in den Krieg 
geschickt werden. Der Beschluß wird Stü ck fü r Stü ck umgesetzt: Die 
Bundeswehr ü bt im Iran, in Djibouti, im Oman, und wird teilnehmen 
an der UN-mandatierten Afghanistantruppe. Gerhard Schrö der 
mußte seine Machtambitionen ("Lead Nation") bzgl. Afghanistan-
truppe auf Anraten seiner Generalitä t wieder zurü ckschrauben.  
 
Die Kriegsermä chtigung ist tatsä chlich "epochal", da muß ich Ger-
hard Schrö der mal recht geben. Im Beschlußtext heißt es dazu dies 
sei eine "Ermä chtigung" des Parlaments an die Bundesregierung. 
Eine Ermä chtigung an die Bundesregierung lehnen wir ab, auch und 

besonders aus historischen Grü nden! Die 
Friedensbewegung wird alles tun, damit 
diese Kriegsermä chtigung nicht umgesetzt 
wird!  
 
Die zentrale Frage ist also, daß Deutsch-
land, daß die Bundesregierung dabei ist, 
ihren weltpolitischen Aufstieg zu organisie-
ren. Die Friedensbewegung kann und muß 
dazu klar sagen: Wir wollen keine neue 
Weltmacht Deutschland!  
 
ak: Die Friedensbewegung hat auf den 11. September zunä chst 
schockiert reagiert. Dann artikulierte sich mit zwei großen Demonst-
rationen in Berlin und Stuttgart Protest gegen die US-
Bombardements auf Afghanistan. Jetzt ist Funkstille. Worin liegt das 
Problem eine prinzipielle Kriegsopposition zu entwickeln? 
 
TP: Wir alle wissen, es bedarf eines breiten politischen Spektrums, 
um eine wirkungsvolle Opposition zu entwickeln. Gleichzeitig ist es 
notwendig klare Positionen zu vertreten. Oft gibt es schwierigste 
politische Verwerfungen in ö rtlichen Friedensbü ndnissen. Je grö ßer 
die Stadt, desto komplizierter die Antikriegs- und Friedensstruktu-
ren. Es gibt es sehr viele Gruppenegoismen. Zuerst die eigenen 
politische Gruppe und dann die zentralen politischen Fragen. Inhalte 
mü ssen im Vordergrund stehen und nicht welche Gruppe, Institution, 
Partei hat wo wie das sagen. Aber diese Gruppenegoismen sind 
auch irgendwie typisch deutsch. Manchmal wird in Bü ndnissen statt 
auf linke, antikriegsorientierte Gewerkschafter/innen und Kirchenver-
treter/innen als Bü ndnispartner/innen zu setzen, auf d i e Gewerk-
schaften und d i e Kirchen gesetzt. Gewerkschaften und Kirchen als 
Gesamtorganisationen werden niemals etwas Grundlegendes gegen 
rot-grü n tun. 
 
Viele haben die Kriegsvertrauensfrage vom 16.11.2001 noch nicht 
verdaut. Leider ist bei vielen noch ein Bezug zu rot-grü n vorhanden. 
Ö rtliche integre SPD- und Grü nen-Vertreter werden genannt dafü r, 
daß ja mit rot-grü n weiter zusammengearbeitet werden mü ßte. 
Dabei ist klar: Spä testens wenn die Zustimmung zu einer Regierung 
Krieg bedeutet, kann und darf man /frau dieser Regierung z.B. in 
einer Vertrauensfrage nicht mehr zustimmen. Wir wissen: Entweder 
fü r diese Regierung und fü r Krieg oder gegen diese Regierung und 
gegen Krieg. Als Kriegsgegner/innen und Friedensbewegung sind 
wir gegen Krieg und damit (mü ssen wir) auch gegen diese Regie-
rung und ihre Kriegspolitik sein. Drei Kriege in drei Jahren rot-grü n 
sind drei Kriege zuviel! In anderen Lä ndern, insbesondere in den 
angelsä chsischen Lä ndern ist eine Opposition, eine Friedensbewe-
gung nicht so parlamentsfixiert. Die Aufgabe der Friedensbewegung 
ist es deshalb außerparlamentarische Opposition zu organisieren! 
Kritik an Krieg muß mit grundlegender 
Kritik an Kriegspolitik zu verbunden 
werden. Notwendig ist auch eine Kritik am 
politischen System, am Parlamentarismus 
und das fä llt vielen noch schwer.  
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In vielen Kö pfen geistert immer noch die Idee herum, es gä be gute 
Kriege (wer dieser Meinung ist, soll in Kriegen selber mitmachen und 
mitkä mpfen). Militä r und militä rische Strukturen werden noch zu 
hä ufig als "normale" Mittel der Politik angesehen. Militä r und militä ri-
sche Strukturen machen Menschen kaputt, verrohen sie. Durch Krieg 
und Militä r werden Herrschaftsstrukturen etabliert, die nur sehr 
schwer wieder aufzulö sen sind. 
 
Notwendig ist deshalb eine inhaltliche Fundierung der Friedens- und 
Antikriegsbewegung, sowohl in bezug auf Sachfragen (z.B. was 
bedeutet der beschlossene Kriegseinsatz konkret) als auch in Bezug 
auf ein grundlegendes politisches Verstä ndnis. 
 
ak: Ein Teil der Linken kritisiert den "Antiamerikanismus" der Frie-
densbewegung. Vermischt diese tatsä chlich ein in Deutschland tief 
verwurzeltes antiamerikanisches Ressentiment mit der Kritik an der 
Politik der Bush-Regierung?  
 
Was ist „Antiamerikanismus“? Was ist Amerikanismus? Hier gibt es 
ja durchaus eine Begriffsgeschichte, die sich nachzulesen lohnt und 
in der aktuellen Zeitgeschichte auch eine wiederholte (reaktionä re) 
Funktionalisierung des Begriffs „Antiamerikanismus“ gegen Men-
schen, die Kritik an der Politik der US-Regierung ü bten. Amerika ist 
im ü brigen mehr als die USA, der Begriff „Antiamerikanismus“ ver-
leibt wie die Begriffe „Amerika“ oder „Amerikanismus“ auch Mittel- 
und Sü damerika in gewisser Weise in die USA ein. Wenn mit „Anti-
amerikanismus“ gemeint ist, daß Menschen gegen „die USA an sich“ 
sind und waren, ok. das ist „Antiamerikanismus“. Wenn allerdings 
damit eine Skepsis und Kritik an der Politik der US-amerikanischen 
Regierung gemeint ist, diese Kritik ist kein „Antiamerikanismus“, 
diese Kritik ist insbesondere nach den Aktionen der US-Regierung 
nach den brutalen Anschlä gen von New York und Washington am 
11. September mehr als notwendig. Wer „Antiamerikanismus“ 
schreit ü bernimmt die Lesart von weiten Teilen der US-Regierung 
unter US-Prä sident George W. Bush, die nach dem alten Muster 
„Wer nicht fü r uns ist ist gegen uns“ alle, die sich gegen die US-
Kriegspolitik nach innen und außen berechtigter- und notwendiger-
weise wehren, als Unterstü tzer der Terroristen diffamiert, wö rtlich 
hat dies im ü brigen der US-Justizsenator John Ashcroft getan.  
 
Ich stelle fest, daß es „Antiamerikanismus“ (gegen die USA als 
solches o.ä .) gibt, in Teilen des linksliberalen Milieus, im Umfeld und 
bei den Neogrü nen, bei Sozialdemokrat/inn/en, auch in Teilen der 
Friedensbewegung. Dort gibt es die Position, daß im Gegensatz zur 
US-Politik noch etwas Gutes dran sei, an der Politik der EU oder 
Deutschlands. Daß es so etwa s gä be, wie gute Hegemonialmä chte 
(EU und Deutschland) und schlechte, wie die USA. Der ü bergroße 
Teil der Friedensbewegung setzt dem aber eine scharfe Kritik sowohl 
an der Politik der US-Regierung als auch an der bundesdeutscher 
Regierungen entgegen. Leute wie ich stehen in der Friedensbewe-
gung dafü r, eine klare Kritik zu formulieren, sowohl an der Kriegspo-
litik der US-Regierung, als auch an der rot-grü nen deutschen 
Kriegspolitik.  
 
Die „Linken“, die „Antiamerikanismus“ schreien, suchen doch nur 
nach Ausreden, warum sie den Terrorkrieg der USA, Deutschlands 
und anderer direkt oder indirekt, klammheimlich oder verschä mt 
unterstü tzen oder hinnehmen. Dieser Terrorkrieg ist ein lang anhal-
tender Angriffskrieg der sogenannten „zivilisierten“ Welt. Ein Krieg, 
in dem es um die „Verteidigung unserer Art des Lebens“ (Schar-
ping) durch einen brutalen Angriffskrieg (mit Splitterbomben und 
Benzinbomben) geht. Mich beschleicht manchmal das Gefü hl, daß 
diese sogenannten „Linken“, die nicht gegen diesen Krieg sind, sich 

eingerichtet haben in dieser „Zivilisation“ und ihren Erungenschaften 
und dafü r offensichtlich bereit sind das (ferne!) Tö ten von Menschen 
teils zu unterstü tzen oder vielfach hinzunehmen.  
 
Es gibt eben sogenannte „Linke“, die Krieg als Mittel der (herr-
schenden) Politik dann doch irgendwie nicht falsch finden... Na, ja, 
was an Krieg und zudem Krieg der Herrschenden links sein soll? Die 
Eigendynamik des Militä rischen, die Eigendynamik von Kriegen wird 
offensichtlich von manchen noch nicht erkannt.  
 
ak: Es gibt den Vorwurf des Antisemitismus gegen die bundesdeut-
sche Friedensbewegung, was sagt Du dazu? 
 
Mit dem Vorwurf des Antisemitismus ist es teilweise so ä hnlich wie 
mit dem Vorwurf des Antiamerikanismus. Doch hier kommt noch eine 
weitere Problematik dazu. Im Moment sehen ja einige „Linke“ ü ber-
all Antisemitismus. Auch „die Friedensbewegung“ soll antisemitisch 
sein. Bestimmte Menschen haben in ihren Kö pfen antisemitische 
Grundmuster und entdecken deshalb ü berall den Antisemitismus, 
auch in den Anschlä gen auf das World Trade Center. Ich nenne das 
einen „philosemitischen Antisemitismus“. Ein Beispiel dafü r: Die von 
uns als Informationsstelle Militarisierung (IMI) und Winfried Wolf 
(PDS) herausgegebene und von vielen unterstü tze „Zeitung gegen 
den Krieg“ hat seit der ersten Nummer ein Titelblatt, auf dem ein 
Kapitalist, eine Fabrik, ein Offizier und viele Soldaten zu sehen sind. 
Wir bekamen eine Zuschrift, in der es hieß: „Unserer Meinung nach 
werden mit der Darstellung antisemitische Stereotype weitergege-
ben, da ein zigarreschmauchender und Zylinder tragender Mann in 
Anzug, auf dem ein Stern!!! zu erkennen ist, mit Geld auf einer Fabrik 
sitzt und die Arbeiter anweist, in den Krieg zu ziehen. Es wird der 
Anschein erweckt, daß er den Krieg angeordnet hat und der Militä r 
in der Mitte des Bildes lediglich die Befehle des Kapitalisten aus-
fü hrt. Wir sind uns darü ber im Klaren, dass Kriege auch auf Grund 
einer wirtschaftlichen Lobby stattfinden, die aus Rü stungsindustrie, 
rü stungsnahen Betrieben und dem Militä r besteht. Dies in einer 
Graphik zu thematisieren, ist legitim. In unserer Gruppe lö ste Euer 
Titelbild allerdings (und wir glauben nicht unbegrü ndet) auch Asso-
ziationen wie „jü disches Finanzkapital“ oder „jü dische Weltver-
schwö rung“ aus, weil die Darstellung antisemitische Stereotypen 
vom fä denziehenden Juden reproduziert.“ Aus unserer Antwort: „- 
Der angebliche Stern ist keiner, sondern eindeutig eine Blume am 
Revers der schmucken Kleidung des Kapitalisten. - Außerdem (und 
das ist schon echt bemerkenswert): Die Blume hat fü nf runde "Za-
cken", der Judenstern hat bekanntlich sechs Zacken! - Im ü brigen 
war der Judenstern eine Zeichen, was die Nationalsozialist/inn/en 
Menschen aus der jü dischen Bevö lkerung zwangsweise verschrieben 
haben. Der Judenstern war ein sechseckiger Stern aus zwei ineinan-
der geschobenen schwarz umrandeten gelben Stoffdreiecken. In der 
Mitte stand die schwarze Aufschrift "Jude". (...) Bei diesem Bild auf 
die Assoziation "jü disches Finanzkapital" zu kommen ist schon sehr 
frei in den Assoziationen. Bitte ü berprü ft mal, warum Ihr auf diese 
Assoziation kommt. Kö nnte es vielleicht sein, daß wer bei diesem 
Bild auf diese Assoziation kommt, womö glich genau diese Stereoty-
pe im Kopf hat, die Ihr angebt?“ 
 
Ich meine, diese e-mail ist typisch fü r einen Teil der „Linken“, das ist 
„philosemitischer Antisemitismus“. Genau dieses Grundmuster fand 
sich in vielen Kritiken von bestimmten „Linken“ an „der Friedensbe-
wegung“.  
 
Bezü glich der Kriegsregion Israel / Palä stina ist eine Debatte ü ber-
fä llig, die sich mit der Situation vor Ort beschä ftigt und nicht so sehr 
mit der Befindlichkeit von Menschen hier.  
 



Es ist notwendig sich fü r ein Ende der direkten Gewalt in Israel und 
Palä stina einzusetzen. Ein Ende der direkten Gewalt zu fordern, 
bedeutet eine klare Kritik zu ü ben, an jedem Attentat von palä sti-
nensischer Seite und jedem Attentat israelischer Siedler oder des 
israelischen Staates (insbesondere der sogenannten „Liquidierun-
gen“).  
 
Das genü gt aber bei weitem nicht. Insbesondere nö tig ist ein Ende 
der strukturellen Gewalt in der Region. Es muß ein Ende  - der 
Absperrungen, - der allnä chtlichen (Kollektiv-)Bombardierungen 
palä stinensischer Siedlungen durch israelisches Militä r und - ein 
Ende der Sonderrechte israelischer Siedler im besetzten Gebiet z.B. 
bei der Straßennutzung, der Wassernutzung und der Landnahme 
geben.  
 
Politisch notwendig ist ein Rü ckzug Israels aus den besetzten Gebie-
ten, sprich aus der Westbank und dem Gazastreifen. Die israelischen 
Siedlungen sind entweder aufzugeben oder in einen zukü nftigen 
Staat Palä stina einzugliedern. Extremistischen israelischen Siedlern 
muß endlich Einhalt geboten werden.  
 
Menschenrechte sind universal. D.h. auch die deutlichen Menschen-
rechtsverletzungen der israelischen Regierung und des israelischen 
Militä rs mü ssen kritisiert werden. Wer nach der Formel vorgeht: 
"Israel darf nicht kritisiert werden", entweder aus historischem 
Grü nden oder religiö sem Pietismus, verschließt die Augen gegen-
ü ber heutigen realen Gewalt- und Machtverhä ltnissen vor Ort. Der 
Nahostkriegsprozeß wird instrumentalisiert fü r hiesige Debatten. 
Historische deutsche Schuld wird auf dem Rü cken der Palä stinenser 
ausgetragen.  
 
Blinde hiesige Solidaritä t und Verherrlichung der palä stinensischen 
Intifada - mit allen Auswü chsen wie dem fatalen Mä rtyrerkult und 
dem Machismus der Gewalt - ist gefä hrliche Revolutionsromantik und 
zutiefst unpolitisch. Hier ist ein Blick notwendig auf die verschiede-
nen Arten des Widerstands vor Ort. Notwendig ist die Stä rkung des 
politischen Widerstands der palä stinesischen Seite gegen die Besat-
zungspolitik Israels. Zentral ist die Unterstü tzuung „radikaler“ israe-
lischer Friedensgruppen, wie Gush-Shalom, die sich seit Jahren 
gegen die Besatzungspoilitik verschiedener israelischer Regierungen 
wenden.  
 
Konsequent gegen Rassismus und Antisemitismus vorzugehen, 
bedeutet auch rassistische Muster in unserem Denken anzugehen. 
Vielleicht hä ngt die Affinitä t vieler im Westen zu Israel mit der (ver-
meintlichen) kulturellen Nä he der israelischen Gesellschaft mit west-
lichen Gesellschaften zusammen. Bei so manchen (derzeitigen) 
Plä doyers "fü r Israel" werden rassistische Muster, insbesondere 
gegen "den Islam" und "die Araber" deutlich. Dieser Rassismus ist 
nicht besser, nur weil er sich teilweise "links" schimpft.  
 
Israel schadet sich mit seiner Politik selbst. Wer fü r das Existenz-
recht Israels ist, was alle Linken sein mü ssen, muß in aller Deutlich-
keit die Regierungs-, Besatzungs- und Kriegspolitik der israelischen 
Regierung kritisieren.  
 
Ansonsten kann ich zum Thema Antisemitismus nur noch unseren 
Freund Uri Avnery zitieren, er sagte mal in einem Interview mit mir 
fü r die Zeitschrift „Wissenschaft und Frieden“: „Es gibt eine Art 

unangenehmen Philosemitismus, der mich genauso unangenehm 
berü hrt, wie der Antisemitismus. Das ist eine Sonderbehandlung, 
eine positive Sonderbehandlung, die im Prinzip nicht sehr weit 
entfernt ist von der negativen Sonderbehandlung. Israel muss ge-
nauso betrachtet werden wie jeder andere Staat der Welt, mit den 
selben Maßstä ben, mit den selben moralischen Maßstä ben. Von 
vielen Teilen der deutschen Ö ffentlichkeit ist es eine moralische 
Drü ckebergerei. Man drü ckt sich vor einer klaren Positionierung mit 
dem Vorwand, dass der Holocaust es verbietet.“ (Avnery, Uri / 
Pflü ger, Tobias: Vom Frieden weit entfernt in: Wissenschaft und 
Frieden 2/2001) 
 
ak: Der Krieg trifft die Linke in einer besonderen Situation. Mit den 
Massenprotesten gegen das G-8 Treffen in Genua ist nach langer 
Zeit Kapitalismuskritik auch fü r eine liberale Ö ffentlichkeit wieder 
interessant geworden. Hat der 11. September die linke Kritik am 
Kapitalismus wieder mundtot gemacht oder artikuliert sie sich in der 
Friedensbewegung neu? 
 
Vor dem 11. September hatten sich einige Koordinaten in Richtung 
oppositioneller Ansä tze bis hin zu systemoppositionellen Ansä tzen 
positiv verschoben. Die Proteste von Genua, die entstehende „Anti-
globalisierung“-Bewegung und die Debatte um den Mazedonien-
Einsatz „Essential Harvest“ der Bundeswehr (der sogenannte „Waf-
feneinsammel-Einsatz“) sind dafü r nur einige Beispiele. Bei Vor-
tragsveranstaltungen in dieser Zeit stellte ich immer mehr Bereit-
schaft fest, widerstä ndig gegen herrschende Politik zu sein. Viele 
Kö pfe waren damals (lang ists her!) offen auch fü r grundlegende 
Herrschafts- und Kapitalismuskritik. Nach dem 11. September gab 
es bei vielen eine kurze oder mittlere Schockstarre, manche drehten 
aufgrund der Attentate politisch ab. Die „Antiglobalisierung“-
Bewegung ging durch den 11.September glü cklicherweise nicht 
kaputt, dort findet durch „attac“ eine Teilinstitutionalisierung statt. 
Die Friedensbewegung bekam neuen Zulauf, wenn auch lange nicht 
so viele wie man/frau aufgrund der „epochalen“ Ereignisse, der 
Kriegsermä chtigung und damit dem Kriegseintritt Deutschlands 
hä tte erwarten kö nnen. Nur ein Teil der Friedensbewegung ist expli-
zit antikapitalistisch. Die Illussionen ü ber rot-grü n brö ckeln aber 
enorm innerhalb der Friedensbewegung und so ist die Bereitschaft 
grundlegendere Kritik an der herrschenden Politik zu ü ben, gewach-
sen. Allerdings erhoffe ich mir ein gegenseitiges Lernen und ver-
stä rkte Zusammenarbeit der „Antiglobalisierung“-Bewegung und der 
Friedensbewegung. Friedensbewegte kö nnen z.B. lernen von der 
Kritik am Einfluß von Geld und Kapital in der Welt, wie sie von der 
„Antiglobalisierung“-Bewegung artikuliert wird. Und Menschen der 
„Antiglobalisierung“-Bewegung kö nnen lernen von der Friedensbe-
wegung, wenn dort z.B. fundierte Kritik an Militä r, Kriegspolitik, 
Auswirkungen von Kriegspolitik und am Krieg geü bt wird.  
 
Andere Oppositionsbewegungen hierzulande mü ssen begreifen, 
dass alle anderen Themen ebenfalls auf die Kriegsfrage ausgerichtet 
werden: Stichworte: Aufrü stung im Innern, Asylpolitik, Antifa, etc. 
Grundlegende Opposition gegen Kriegspolitik muss das zentrale 
Thema sein.  
 
In Abwandlung des Spruchs von Willy Brandt gilt fü r Gerhard Schrö -
der: Krieg ist nicht alles - aber ohne Krieg ist alles nichts. Fü r die 
gesamte Opposition muss gelten: Antikriegsarbeit ist nicht alles, 
aber ohne Antikriegsarbeit ist alles nichts.  
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